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VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
FHG Finanzhaushaltgesetz
FinDel Finanzdelegation
SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
LFC Loi sur les finances
DélFin Délégation des finances
SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In den folgenden Tagen machte sich das Parlament an die Bereinigung der acht
verbliebenen Differenzen zum Voranschlag 2022. Bereits in der ersten Runde
bereinigte der Ständerat drei offene Fragen, obwohl die FK-SR in fast allen Punkten
Festhalten empfohlen hatte. So folgte die kleine Kammer bezüglich der Krediterhöhung
für die sieben verschiedenen Familienorganisationen in der Höhe von CHF 1 Mio. (auch
in den Finanzplanjahren) einer Minderheit Gapany (fdp, FR) statt der
Kommissionsmehrheit, welche auf die Erhöhung verzichten wollte. Mehrheitssprecher
Hegglin (mitte, ZG) hatte zuvor vergeblich argumentiert, dass «Mittel in dieser
Grössenordnung» – Finanzminister Maurer sprach gar von «Bagatellbeträgen» –
vermehrt durch nachgelagerte öffentliche Institutionen statt durch den Bund
gesprochen werden sollten. Seit 2016 sei der Kredit der Familienorganisationen
gleichgeblieben, obwohl ihre Aufgaben zugenommen hätten, betonte die
Minderheitensprecherin. Ein Verzicht auf die Aufstockung würde folglich eine
Einschränkung der Leistung nach sich ziehen. Mit 20 zu 19 Stimmen bereinigte der
Ständerat diese Differenz knapp. Keine Diskussionen gab es bezüglich der Schaffung
von neuen Sollwerten beim VBS zur Senkung der Bruttomietkosten und beim SECO zur
Erhöhung der Anzahl Freihandelsabkommen – beide Änderungen akzeptierte der
Ständerat stillschweigend.

Der Nationalrat bereinigte im Gegenzug die Differenzen bezüglich des Bundesamtes für
Energie, wobei er auf die zusätzliche Aufstockung zugunsten des Programms
EnergieSchweiz verzichtete. Dabei folgte sie der FK-NR, die beantragt hatte, dem
Ständerat entgegenzukommen und dessen mildere Aufstockung von CHF 5.6 Mio.
gegenüber der bundesrätlichen Position zu übernehmen. Dieser Kredit stehe nicht
direkt mit dem CO2-Gesetz in Verbindung, weshalb eine Aufstockung durchaus
gerechtfertigt sei, argumentierte Kommissionssprecher Brélaz (gp, VD). Eine Minderheit
Schwander (svp, SZ) wollte zumindest in den Finanzplanjahren gänzlich auf eine
Aufstockung verzichten, unterlag jedoch mit 134 zu 56 Stimmen. Die zusätzliche
Erhöhung der Darlehen und Beteiligungen für die Entwicklungsländer, insbesondere des
SIFEM, strich der Nationalrat überdies aus dem Budget, wie es der Ständerat zuvor
vorgesehen hatte. 

In der zweiten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens blieben damit nur noch die
Fragen der Krediterhöhung zugunsten des Kinderschutzes, der Kürzung der
Personalausgaben sowie der Verbuchung der Covid-19-Arzneimittel und
-Impfleistungen, die von der Höhe der zusätzlichen Ausgaben und somit von den
anderen beiden Entscheiden abhängig war. Der Ständerat pflichtete der grossen
Kammer in der Folge bezüglich des Kinderschutzes bei, wohlwissentlich, dass «diese
Mittel nicht verwendet werden können, solange nicht rechtliche Grundlagen dafür
bestehen», wie Kommissionssprecher Hegglin betonte. Dabei verzichtete er aber auf
eine Zuschreibung dieser Gelder in den Planungsgrössen an die «Ombudsstelle
Kinderrechte Schweiz». Stillschweigend und mit Zustimmung des Finanzministers
sprach sich der Ständerat für diese Lösung aus. 

In der Folge verzichtete der Nationalrat auf die Umbuchung des Arzneimittelkredits,
was Kommissionssprecher Brélaz mit dem Verfahren der Budgetbereinigung
begründete: Liegt am Ende der Budgetdebatte eine Differenz zwischen den Räten vor,
wird jeweils der tiefere Betrag im Budget verwendet. In diesem Fall würde das aber
bedeuten, dass die entsprechenden Kosten weder ordentlich noch ausserordentlich
verbucht werden könnten – der Nationalrat hatte bei der ordentlichen Verbuchung den
Wert 0 vorgesehen, der Ständerat bei der ausserordentlichen Verbuchung. Mit der
stillschweigenden Entscheidung des Nationalrates, hier einzulenken, rechnete der Bund
jedoch nur noch mit einem Überschuss von CHF 1.8 Mio. – es bliebe also nicht mehr viel
Geld für ordentliche Nachträge, wie die beiden Kommissionssprechenden Brélaz und
Wyss (sp, BS) erläuterten. Jedoch könne die Administration im ersten Nachtrag 2022
die Kreditreste für das Jahr 2022 abschätzen – anschliessend seien Nachträge in dieser
Höhe gemäss FHG weiterhin möglich. Man habe diesen Mehraufwand für die Verwaltung
insbesondere in Anbetracht des Antrags auf Querschnittskürzungen bei den
Personalausgaben verhindern wollen. Diesen letzten Punkt zu den Personalausgaben
konnte der Nationalrat trotz eines Minderheitsantrags Schilliger (fdp, LU) auf Einlenken
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nicht bereinigen – die Frage musste folglich in der Einigungskonferenz geklärt werden.

In der Einigungskonferenz war der Ständerat aufgrund der Regeln der Budgetdebatte in
einer ungemein stärkeren Position – bei Ablehnung des Antrags der Einigungskonferenz
würde sein (tieferer) Betrag ins Budget aufgenommen. Die FK-NR habe eine
Verständigungslösung präsentiert, die jedoch kaum diskutiert worden sei, kritisierte
Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) die Debatte in der Einigungskonferenz während der
anschliessenden Ratsdebatte. Der Ständerat habe sich in der Einigungskonferenz
folglich durchgesetzt. Mit 119 zu 69 Stimmen respektive 37 zu 0 Stimmen sprachen sich
National- und Ständerat für deren Antrag zum Voranschlag 2022 aus. Trotz eines
Minderheitsantrags Schneider Schüttel auf Ablehnung des Antrags der
Einigungskonferenz für die Finanzplanjahre setzte sich der Vorschlag der
Einigungskonferenz im Nationalrat (mit 103 zu 87 Stimmen) und im Ständerat (mit 27 zu
11 Stimmen bei 2 Enthaltungen) ebenfalls durch. Somit wurden die Personalausgaben
gegenüber der bundesrätlichen Version für das Jahr 2022 sowie für die Finanzplanjahre
um CHF 21 Mio. (von CHF 6.1 Mrd.) gekürzt, um den Bundesrat aufzufordern, «nach
Synergien über die ganze Verwaltung zu suchen», wie FK-SR-Sprecher Hegglin die
Kürzung begründete. 1

In der Herbstsession 2022 behandelten National- und Ständerat den ersten Teil des
Nachtrags II zum Voranschlag 2022 im Rahmen einer von der SVP-Fraktion beantragten
ausserordentlichen Session (22.9015). Die ausserordentliche Session war einberufen
worden, nachdem die FinDel den dringlichen Kredit zur Elektrizitätswirtschaft, also den
Nachtragskredit über CHF 4 Mrd. sowie den Verpflichtungskredit über CHF 10 Mrd. für
den Rettungsschirm für die Elektrizitätswirtschaft, gutgeheissen hatte. Da das
Parlament den Verpflichtungskredit in der Zwischenzeit genehmigt hatte und die
übrigen Kredite des Nachtrags II erst zu einem späteren Zeitpunkt behandelt wurden,
wurde in der Herbstsession lediglich über den Nachtragskredit für die
Elektrizitätswirtschaft diskutiert und abgestimmt.

Im Nationalrat legten Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) sowie Jean-Paul Gschwind
(mitte, JU) die Position der Mehrheit der FK-NR dar: Wie im Bundesgesetz über
subsidiäre Finanzhilfen zur Rettung systemkritischer Unternehmen der
Elektrizitätswirtschaft diskutiert worden sei, sei der Kredit zur Sicherstellung der
Elektrizitätsversorgung der Schweiz nötig. Der Kredit selbst war denn auch bei den
meisten Fraktionen nicht umstritten, auch wenn sie sich davon wenig begeistert
zeigten. Drei Minderheiten Egger (svp, SG) wollten jedoch Rahmenbedingungen für die
Kreditvergabe definieren, unter anderem um die Axpo «an die ganz kurze Leine» zu
nehmen, wie Lars Guggisberg (svp, BE) betonte. So sollten erstens die Kantone als
Eigentümerinnen der drei betroffenen Energieunternehmen die Hälfte des Kredits
übernehmen. Da die Kantone während Jahren die Dividenden eingestrichen hätten,
sollten sie jetzt auch für die Risiken aufkommen müssen, verlangte
Minderheitssprecher Egger. Weil bisher keine gründliche Risikoprüfung stattgefunden
habe, verlangte eine zweite Minderheit überdies eine solche. Und schliesslich sollte es
den Unternehmen drittens während der Dauer der Gewährung dieser Darlehen
verboten werden, spekulative Eigenhandelsgeschäfte zu tätigen. So habe eine Studie
entsprechende Handelsgeschäfte der Axpo aufgedeckt, diese seien der Grund für ihre
fehlende Liquidität, argumentierte Mike Egger. Die meisten Kommissions- und
Fraktionssprechenden sprachen sich gegen die Minderheitsanträge aus, zumal diese
bereits bei der Schaffung des entsprechenden Gesetzes abgelehnt worden seien.
Schliesslich erläuterte Finanzminister Maurer den Rahmen des Geschäfts: Die Alpiq
habe im Jahr 2021 beinahe innerhalb von Stunden einen Kredit zur Sicherstellung ihrer
Liquidität benötigt. Anschliessend habe der Bundesrat befürchtet, dass solche Fälle
zukünftig vermehrt auftreten könnten. Da die Kantone nicht innerhalb weniger Tage
solche Beträge bereitstellen könnten, habe man sich mit ihnen geeinigt, dass der Bund
die Zuständigkeit für Axpo, Alpiq und BKW übernehme, während die Kantone für die
übrigen rund sechzig an der Börse gehandelten Stromversorgenden verantwortlich
bleiben. Darüber hinaus sei beispielsweise bezüglich der Axpo eine kantonale Lösung
schwierig zu erreichen, weil diese zuerst die Parlamente der acht Eignerkantone
passieren müsste. Aufgrund der Grösse der drei Unternehmen und der daraus
resultierenden Gefahr eines Dominoeffekts bei Ausfall eines der drei Unternehmen
bestehe überdies nicht nur ein regionales, sondern ein schweizweites Interesse an
ihrem Überleben. Entsprechend sei der erste Antrag der Minderheit Egger abzulehnen.
Auch die anderen beiden Minderheitsanträge beantragte die Regierung zur Ablehnung,
etwa da eine gründliche Risikoprüfung durch externe Fachleute stattgefunden habe.
Der Finanzminister betonte darüber hinaus, dass die drei Unternehmen «nur im
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absoluten Notfall auf das Darlehen zurückgreifen» würden, da man die entsprechenden
Bedingungen sehr unvorteilhaft ausgestaltet habe. 
Im Anschluss an die Debatte zum Kredit für den Rettungsschirm schritt der Nationalrat
zur Abstimmung: Mit 137 zu 46 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach er sich für Annahme
des Nachtragskredits aus, wobei die Mehrheit der SVP-Fraktion ablehnend votierte. Die
drei Minderheitsanträge zu den Voraussetzungen für die Darlehensgewährung fanden
nur in der SVP-Fraktion Zustimmung und wurden jeweils mit 134 zu 50 Stimmen
abgelehnt.

Im Ständerat blieb zwei Tage später trotz ausserordentlicher Session eine Diskussion
über den ersten Teil des Nachtrags II aus, es lagen auch keine Minderheitsanträge vor.
Nachdem Johanna Gapany (fdp, FR) und Finanzminister Maurer die Vorlage präsentiert
hatten, nahm die kleine Kammer den Nachtragskredit mit 29 zu 8 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) an. Hier waren die parteipolitischen Fronten jedoch weniger deutlich, so
stammten die ablehnenden Stimmen sowie die Enthaltungen von einzelnen Mitgliedern
der SVP-, der FDP.Liberalen- sowie der Mitte-Fraktion. Die übrigen Kredite des
Nachtrags II zum Voranschlag 2023 wird das Parlament in der Wintersession beraten. 2

1) AB NR, 2021, S. 2463 ff.; AB NR, 2021, S. 2553 ff.; AB NR, 2021, S. 2661 ff.; AB SR, 2021, S. 1239 ff.; AB SR, 2021, S. 1317 ff.; AB
SR, 2021, S. 1415 f.
2) AB NR, 2022, S. 1728 ff.; AB NR, 2022, S. 1735 f.; AB SR, 2022, S. 975 ff.; AB SR, 2022, S. 976 f.; Medienmitteilung FinDel
vom 6.9.22
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